
ArgumenteArgumente
für eine 

Novellierung 
des Bundesjagd-
gesetzes
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Problem-

anzeige in 

Kürze:

Viel 

zu hoher 

Verbiss!

Viel 

zu hoher 

Verbiss!

Die Novellierung des Bundesjagdgesetzes ist 

außerordentlich wichtig, weil die zur Zeit bei 

uns noch vorherrschende Jagd hinsichtlich des 

Natur- und Tierschutzes überholt ist und  vor 

allem in den Wäldern zu großen Problemen 

geführt hat. 

Der zuständige Vertreter des Bundesministeri-

ums, MR Ernst WERMANN hat die bundeswei-

ten Verhältnisse nach Vorliegen der letzten 

Bundeswaldinventur wie folgt beschrieben:

„Ungeschützte Eichen, Tannen und Dougla-

sien zwischen 20 und 50 cm Höhe sind zu über 

40%, Buchen zu 32%, Fichten zu fast 18% 

verbissen... (für geschädigte Terminaltriebe). 

Was darüber hinaus an Laubholz, Tannen etc. 

wegen des Wildes gar nicht erst ankam oder 

im gleichen Jahr wieder „hinweggeäst“ wurde 

- konnte - weil eben nicht mehr da, von der Bun-

deswaldinventur gar nicht erfasst werden.“

Dass sich für die verbissempfi ndlichen Baumar-

ten (z. B. Eiche und Tanne) nichts Wesentliches 

geändert hat, werden Sie aus den in diesem 

Wichtige standortheimische Baumarten ha-

ben keine Chance, in naturgegebener Zahl 

und Qualität aufzuwachsen (Tanne, Eiche, 

Ahorne etc. Buchen). Dadurch wird nicht nur 

Stabilität des Waldes sehr stark vermindert, 

auch viele „Gemeinwohlfunktionen“ wer-

den meist nur unzureichend erfüllt.

 Naturschutz: Liste der jagdbaren Tiere ist 

längst überholt (z.B. sind Wisent, Falken ... 

im Jagdrecht) 

 Tierschutz: Abschüsse von Haustieren als 

Quelle ständiger Ärgernisse

Problem-

anzeige in 

Kürze:

Ein 

kleiner Biss 

mit großen 

Folgen!
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Jahr zu erwartenden Ergebnissen 

der Bundeswaldinventur und in Bay-

ern aus den Ergebnissen der Verbis-

sinventur dieses Frühjahrs erkennen.

Abschied

vom Reichs-

jagdgesetz 

längst über-

fällig!

„In Wirklichkeit ist es doch so, dass man in dem 

vorgelegten Entwurf die ersten 51 Paragraphen 

des Reichsjagdgesetzes fast wörtlich aufnahm... 

Wenn der Entwurf nun den Wortlaut des umfang-

reichen Reichsjagdgesetzes 1934 übernimmt, so 

kann doch wahrlich nicht mehr im Ernst von einem 

Rahmengesetz gesprochen werden.“ (Bericht des 

Jagdreferenten von 1950, zitiert nach SYRER).

Für eine Neuausrichtung des Jagdrechts beste-

hen in Bayern gute Traditionen: Der Vertreter 

Bayerns hat bereits am 24. 2. 1950 bei einer 

Besprechung der elf Länder grundsätzlich gegen 

den damals vorgelegten und später Gesetz ge-

wordenen Entwurf des Deutschen Jagdschutzver-

bands gestimmt und dies wie folgt begründet:

Abschied

vom Reichs-

jagdgesetz 

längst über-

fällig!

Effektivere

Bejagung 

Voraus-

setzung

Effektivere

Bejagung 

Voraus-

setzung

Die Waldverjüngung zeigt am deutlichsten, dass 

auf großer Fläche Handlungsbedarf für eine 

waldfreundlichere Jagd besteht. Nur eine kon-

sequente Bejagung des Schalenwildes schafft 

die notwendigen Voraussetzungen für eine 

naturnähere und risikoärmere Waldwirtschaft, 

weil z. B. nur mit weniger Verbissdruck auch die 

sturmfesteren Baumarten Eiche, Tanne, Esche 

ausreichend an der Waldverjüngung beteiligt 

werden können. Stabile Wälder leisten aber zu-

gleich mehr für das Gemeinwohl, z. B. bringen sie 

mehr Schutz gegen Lawinen und Hochwasser. 

•Der ÖJV legt besonderen Wert auf einen ge-

sunden, allen Ansprüchen gerecht werdenden 

Wald. Deshalb ist unser jagdlicher Schwer-

punkt besonders im Wald zu suchen.

Im Zaun ... außer Zaun.
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1. Grund 

für die

Novellierung:

Konkrete

Vorschläge

Konkrete

Vorschläge

Der Ökologische Jagdverein hat deshalb be-

reits vor fast 15 Jahren unter seinem dama-

ligen Vorsitzenden Prof. Richard Plochmann 

eine Novelle zum Bundesjagdgesetz erarbei-

tet. Darin unter anderem folgende Änderun-

gen vorgeschlagen. Diese sind auch heute 

noch hochaktuell und werden weitgehend 

von Natur- und Tierschutzseite mitgetragen:

1. Grund 

für die

Novellierung:

HEGE UND WEID-
GERECHTIGKEIT ERSETZEN

Die Begriffe „Hege“ und „deutsche Weidge-

rechtigkeit“ (§1) haben ganz entscheidend dazu 

beigetragen, dass Rehe und 

andere von Jägern besonders 

„geschätzte“ Tierarten  sich er-

heb lich vermehrt haben und 

eine enorme Belastung für die 

Waldökosysteme, aber auch für 

die land- und forstliche Nutzung 

darstellen.

Die Begriffe müssen unbedingt 

ersetzt werden: „Weidgerechtigkeit“ soll durch 

„Beachtung des Natur- und Tierschutzes“ 

ersetzt werden. Die „Hege“ soll durch „Erhal-

tung von Lebensräumen, vielfältigen Lebens-

gemeinschaften und artenreiche Bestände 

aller heimischen (nicht nur der jagdbaren) 

Wildtiere sowie Wiedereinbürgerung bzw. 

Duldung ehemals ausgerotteter Tierarten“ 

neu defi niert werden.

Hegeziele!

Jagdliche Steinzeit
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2. Grund 

für die

Novellierung:

2. Grund 

für die

Novellierung:

5

RECHTE DER 
JAGDGENOSSEN STÄRKEN

Das Jagdrecht muss auch weiterhin an Grund 

und Boden gebunden bleiben. Dies war bereits 

eine wesentliche Errungenschaft der Revolution 

1848. Allerdings hat sich die Zwangsmitglied-

schaft in der Jagdgenossenschaft für viele 

Waldbesitzer bei den geltenden Mindestgrößen 

für Gemeinschaftsjagdreviere als nachteilig er-

wiesen. Beispielsweise sind waldbesitzende 

Grundeigentümer häufi g in der Minderheit und 

können überstimmt werden, wenn es um wald-

freundliche Jagdregelungen geht.

Deshalb soll es Grundbesitzern unabhängig von 

ihrer Besitzgröße möglich sein, sich zu Eigenjag-

den zusammenzuschließen, wenn ihre Flächen 

aneinandergrenzen. Wie die EU-Rechtsspre-

chung, wonach Grundbesitzer frei entscheiden 

können, ob auf ihrem Grundstück die Jagd aus-

geübt werden soll oder nicht, umgesetzt werden 

wird, ist völlig unabhängig von der derzeitigen 

Jagdrechtsnovellierung zu sehen. Für den Fall ei-

ner entsprechenden Umsetzung müssen recht-

liche Vorkehrungen getroffen werden, damit 

nicht von „befriedeten“ Grundstücken negative 

Einfl üsse auf angrenzende Grundstücke ausge-

hen (z.B. durch starke Vermehrung von Rehen 

oder Wildschweinen).

GrundeigentümerInnen und ortsansässige Jä-

gerInnen sollen verstärkt Zugang zur Jagdaus-

übung erhalten, um den Interessenausgleich 

zwischen Land-/Forstwirtschaft und Jagd zu 

erleichtern. Dazu soll die Mindestpachtzeiten 

abgesenkt und die Pachtmöglichkeit für Jagd-

vereine aus vorwiegend einheimischen Jagdaus-

übungsberechtigten erlaubt werden.
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3. Grund 

für die

Novellierung:

3. Grund 

für die

Novellierung:

WALDÖKOSYSTEME UND 
NATURNAHE FORSTWIRTSCHAFT
BESSER SCHÜTZEN

Das derzeitige Jagdrecht hat beim Schutz un-

seres naturnähesten Lebens- und Wirtschafts-

raum Wald völlig versagt. 

Überhöhte Schalenwildbestän-

de verursachen landesweit 

untragbare Schäden in unseren 

Wäldern. Durch bevorzugten 

Verbiss der ökologisch so wich-

tigen Mischbaumarten wird auf 

großen Flächen der Umbau instabiler und lang-

fristig auch unwirtschaftlicher Nadelholzrein-

bestände verhindert. Schäl- und Fegeschäden 

entwerten und labilisieren ganze Waldgebiete. 

Eine waldfreundliche, lebensraumorientierte 

Jagd ist die wichtigste jagdliche Aufgabe der 

Zukunft. Folgende Punkte eines novellierten 

Jagdgesetzes sollen eine wirkungsvolle und 

fl ächendeckende Lösung ermöglichen:

Generelles Verbot der Fütte -

rung: Wildtiere zu füttern ist 

in Mitteleuropa für das Über-

leben der heimischen Arten 

nicht erforderlich. Sie ist zur 

Verhinderung von Wildschäden 

ungeeignet und führt durch Be-

seitigung des winterlichen Nah-

rungsengpasses zu höheren Bestandsdichten, 

die wiederum eine gesteigerte Verbissbelastung 

mit sich bringen.

Wildschäden im Wald sollen in erster Linie 

durch an die Lebensraumkapazität angepasste 

Wilddichten verhindert werden. Muss dennoch 

ein fi nanzieller Ausgleich erfolgen, so darf 

dieser nicht auf eine Pauschale oder auf einen 

Ersatz lediglich für  „Hauptbaumarten“ be-

Einzelschutz 

als Lösung?

Wild soll „wild“ bleiben!
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schränkt werden. Alle stand-

ortheimischen Gehölzarten der 

potentiell natürlichen Vegeta-

tion müssen einbringbar sein 

und ohne Schutzmaßnahmen 

aufwachsen können.

Auch hinsichtlich der Abschuss-

regelung ist eine eindeutige Orientierung an 

den Erfordernissen des Waldes und einer natur-

nahen Land- und Forstwirtschaft unerlässlich. 

Abschusspläne der bisherigen Art haben sich 

dabei als ausgesprochen hinderlich erwiesen. 

Nur die Vegetation kann ein sinnvoller Maß-

stab für eine tragbare Wilddichte sein. Und nur 

dann, wenn die Waldvegetation einen höheren 

Abschuss erfordert, müssen Mindestabschüsse 

amtlicherseits festgesetzt werden.

MEHR JAGDLICHE EFFIZIENZ

Eine Reihe der sachlichen Verboten dient le-

diglich dazu, den Abschuss ungerechtfertigt zu 

erschweren, mit der Folge, dass der Jäger noch 

häufi ger Wald und Flur aufsuchen muss und die 

Jagd unnötigerweise zum Störungsfaktor wird.

Auch die Bewegungsjagd, die sich 

in den letzten Jahren zu einer ef-

fektiven Methode entwickelt hat, 

Schalenwild in unübersichtlichen, 

strukturreichen Wäldern zu bejagen, 

unterliegt unsinnigen Einschrän-

kungen. So ist der Schrotschuss auf 

Rehwild in Deutschland verboten, 

obwohl tierschützerische Bedenken 

bei verantwortungsvoller Anwen-

dung nicht angebracht sind und 

er in vielen europäischen Ländern 

möglich ist. (Der Schrotschuss 

auf Rehwild wurde mit §35 des 

4. Grund 

für die

Novellierung:

4. Grund 

für die

Novellierung:

Keine „Verhausschweinung“ 

des Wildes!

Strecke einer effektiven 

Bewegungsjagd!
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5. Grund 

für die

Novellierung:

5. Grund 

für die

Novellierung:

LISTE DER 
JAGDBAREN TIERE

Derzeit unterliegen über 100 Tierarten dem 

Jagdrecht. In der freien Wildbahn längst aus-

gestorbene Tierarten wie der  Wisent sind hier 

ebenso aufgelistet  wie hochgradig ge-

fährdete Arten wie die Wildkatze oder 

der Fischotter. Bei den Vögeln sind 

kaum sinnvoll nutzbare Arten wie das 

Alpenschneehuhn, der Säger oder die 

Greife und Falken jagdbar. Gerade letz-

tere waren ursprünglich in erster Linie 

Nahrungskonkurrenten. Ein neues Jagd-

recht sollte nur noch die Tierarten ent-

halten, die tatsächlich bejagdbar sind 

und sinnvoll verwertet werden können. 

Gefährdete Arten 

sollen dem Na-

turschutzrecht unterlie-

gen, für ziehende Arten 

ist ein großräumiges Ma-

nagement erforderlich. 

Die Verhütung von gra-

Reichsjagdgesetzes verboten). Der 

Schrotschuss auf die Niederwildart 

Reh und gestreifte Frischlinge soll 

deshalb wieder erlaubt werden. 

Pfl ichttrophäenschauen sind bun-

desweit abzuschaffen. Sie stellen 

ein Relikt der überholten Trophäenjagd dar. Ihr 

wildbiologischer Aussagewert ist nahezu Null.

Schließlich ist es dringend erforderlich, die Jagd-

zeiten zu vereinheitlichen, nachdem selbst in-

nerhalb derselben Art Unterschiede bestehen 

(z.B. bei Rehwild). Effi zienz und wildbiologische 

Gesichtspunkte sollen dabei entscheidend sein 

und  nicht Vorgaben der Trophäenjagd.

Was sollen Luchs und 

Wanderfalke im Jagdrecht?
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vierenden Schäden in Naturhaus-

halt und Landeskultur kann nur

dann alleiniger Bejagungsgrund 

sein, wenn diese nachgewiesener-

maßen auch dadurch zu behe-

ben oder zu verhindern sind.

Der Vorschlag des Ökologischen 

Jagdvereins enthält deshalb folgende Tierarten: 

Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, Gams-, Muffel- und 

Schwarzwild, Wildkaninchen, Hase, Dachs, 

Fuchs, Waschbär, Seinmarder, Marderhund, 

Sumpfbiber, Bisam sowie Rebhunhn, Fasan, Rin-

gel und Türkentaube, Stockente und Graugans.

Den Ländern wird in begründeten Ausnahme-

fällen erlaubt, weitere Tierarten in das Jagd-

recht aufzunehmen.

6. Grund 

für die

Novellierung:

6. Grund 

für die

Novellierung:

WILDFOLGE

Um dem Wild unnötige Leiden zu ersparen, 

soll die Wildfolge, d.h. die Verfolgung kranken 

Wildes über die Grenze des Reviers hinweg 

zwingend vorgeschrieben werden. 

7. Grund 

für die

Novellierung:

7. Grund 

für die

Novellierung:

FALLENJAGD

Arglosen Spaziergängern, neugierigen Kindern 

und Haustieren ist die Falle des Jägers bereits 

zum Verhängnis geworden. Fehlfänge auch von 

vielen anderen wildlebenden Tieren sind nach 

wie vor an der Tagesordnung. 

Die Fallenjagd ist nicht mehr 

zeitgemäß. Nur in besonderen 

Ausnahmefällen soll sie deshalb 

mit behördlicher Genehmigung 

und unter strengsten Aufl agen 

noch möglich sein.  Für eine 

Dieser natürliche Förster des 

Waldes wird nach wie vor bejagt!

Wieselwippbrettfalle
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9. Grund 

für die

Novellierung:

9. Grund 9. Grund 9. Grund 9. Grund 

für diefür diefür diefür die

Novellierung:Novellierung:Novellierung:Novellierung:

8. Grund 

für die

Novellierung:

8. Grund 

für die

Novellierung:

KEIN ABSCHUSS 
VON HAUSTIEREN

Ein wesentlicher Inhalt des sog. Jagdschutzes

ist der Schutz des Wildes vor wildernden Hunden 

und streunenden Katzen. Mit dieser Begründung 

werden alljährlich Tausende von 

Katzen und Hunde erschossen. 

In den allerwenigsten Fällen 

liegt eine akute Gefährdung für 

den Wildbestand vor. Aber fast 

immer ist der Abschuss eines 

Haustieres mit großem Leid für 

dessen Besitzer verbunden. Eine 

pauschale Freigabe für den Jäger soll deshalb 

künftig unterbleiben. In wirklich nachgewiese-

nen Fällen wildernder Haustiere besteht immer 

noch die Möglichkeit der Einzelanordnung 

durch die zuständige Behörde.

NATURSCHUTZ 
STÄRKER BERÜCKSICHTIGEN

„Die ordnungsgemäße Jagd ist erlaubt“ steht in 

vielen Naturschutzgebietsverordnungen. Damit 

hat der Jäger einen Freibrief, mit seinem Ge-

ländewagen auf Trockenrasen herumzufahren, 

landschaftsstörende Aussichtstürme zu bauen 

und Wild unnötigerweise zu füttern. 

fl ächendeckende Fallenjagd be-

steht keine Notwendigkeit. 

Schwanenhals
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10. Grund 

für die

Novellierung:

10. Grund 

für die

Novellierung:

MEHR ÖKOLOGIE 
IN DER JÄGERAUSBILDUNG

Die zum Erwerb des Jagdscheins notwendige 

Ausbildung ist in den Bereichen Ökologie, Wild-

biologie und jagdlichem  Schießen zu intensi-

vieren. Die Abgabe des Jagdscheins ist an den 

Nachweis ausreichender Schießleistungen oder 

zumindest der Teilnahme an Übungsschießen 

zu binden. 

Auch „gestandene Jäger“ sollen regelmäßig ihre 

Schießleistung am Schießstand nachweisen.

Kastenfalle am Fasanane-Auswilderungsgehege.

Auseinandersetzungen mit Naturschützern sind 

so vorprogrammiert. Die Akzeptanz der Jagd 

schwindet. 

Die Jagd hat sich in Schutzgebieten dem 

Schutzzweck unterzuordnen. Sie kann in Schutz-

gebieten überall erlaubt sein, wo sie den Schutz-

zweck nicht behindert. In FFH-Gebieten und 

Biosphärenreservaten z.B. ist selbstverständlich 

eine ökologische Jagd als umweltgerechte und 

nachhaltige Nutzung zu erlauben. 

Das Aussetzen von dem Jagdrecht unterliegen-

den Tieren ist zu untersagen. Faunenfremde, 

bereits vorhandene Arten sind auf einem die 

heimische Flora und Fauna nicht beeinträchti-

genden Niveau zu halten.  

Die Wiederansiedlung ausgerottete Tierarten 

wie der Luchs soll gefördert werden.



Adresse:Adresse: ÖJV-Bayern

Geschäftsstelle 
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91341 Röttenbach

Telefon: 09195/923224

Telefax: 09195/923225

e-mail: bayern@oejv.de 


